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445. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
5. September 1989 betreffend den Geltungsbe-
reich des Protokolls Nr. 6 zur Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten über die Abschaffung der Todes-

strafe

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Protokoll Nr. 6 zur
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todes-
strafe (BGBl. Nr. 138/1985, letzte Kundmachung
des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 662/1988) hinter-
legt.

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Bundesrepublik
Deutschland
(einschließlich
Land Berlin) 5. Juli 1989

Italien 29. Dezember 1988
San Marino 22. März 1989

Die Bundesrepublik Deutschland hat anläßlich
der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde fol-
gende Erklärung abgegeben:

„Die Bundesrepublik Deutschland erklärt, daß
sich nach ihrer Auffassung die Verpflichtungen aus
dem Protokoll Nr. 6 in der Abschaffung der Todes-
strafe im Geltungsbereich des jeweiligen Staates
erschöpfen und nichtstrafrechtliche innerstaatliche
Rechtsvorschriften unberührt bleiben. Die Bundes-

republik Deutschland hat ihren Verpflichtungen
aus dem Protokoll bereits durch Artikel 102
Grundgesetz genügt."

Vranitzky

446. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
5. September 1989 betreffend den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens über die frühe

Benachrichtigung bei nuklearen Unfällen

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Internationalen Atomenergie-Organisation haben
folgende weitere Staaten ihre Ratifikations- bzw.
Genehmigungsurkunden zum Übereinkommen
über die frühe Benachrichtigung bei nuklearen
Unfällen (BGBl. Nr. 186/1988, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 382/1989)
hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Genehmigungsurkunde:

Jugoslawien 8. Februar 1989
Monaco 19. Juli 1989
Thailand 21. März 1989

Monaco und Thailand haben anläßlich der Hin-
terlegung der Genehmigungs- bzw. Ratifikations-
urkunde gemäß Art. 11 Abs. 3 einen Vorbehalt
erklärt, wonach sie sich durch die Bestimmungen
des Absatzes 2 dieses Artikels als nicht gebunden
erachten.

Vranitzky
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447.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM SOUVERÄNEN MAL-
TESER-RITTER-ORDEN ÜBER POST-

DIENSTE
Die Republik Österreich und der Souveräne

Malteser-Ritter-Orden

von dem Wunsche geleitet, die Beziehungen zwi-
schen den beiden Vertragsparteien auf dem Gebiet
des Postdienstes zu errichten und zu fördern,

sind übereingekommen, zur Sicherung der Aner-
kennung von Briefmarken, die von der Post des
Souveränen Malteser-Ritter-Ordens herausgege-
ben werden, auf dem Staatsgebiet der Republik
Österreich, und der Beförderung von Briefen und
Postkarten, die mit solchen Briefmarken freige-
macht sind, innerhalb des Staatsgebietes der Repu-
blik Österreich, folgendes Abkommen zu schlie-
ßen:

Artikel 1

Allgemeiner Grundsatz

(1) Die österreichische Post anerkennt die Gül-
tigkeit der Briefmarken, die von der Post des Sou-
veränen Malteser-Ritter-Ordens herausgegeben
werden.

(2) Die österreichische Post befördert Briefe und
Postkarten, die mit Briefmarken gemäß Absatz 1
freigemacht sind, nach den Bestimmungen dieses
Abkommens innerhalb des Staatsgebietes der Repu-
blik Österreich.

Artikel 2

Umfang des Postdienstes

(1) Es werden ausschließlich nichtbescheinigte
Briefe und Postkarten befördert, die bei der Post
des Souveränen Malteser-Ritter-Ordens aufgege-
ben werden und zur Abgabe innerhalb des Staats-
gebietes der Republik Österreich bestimmt sind.

(2) Bescheinigte Briefe und Postkarten sowie
andere Postsendungen werden nicht befördert.

(3) Sonderbehandlungen sind nicht zugelassen.

Artikel 3

Sammelsendungen

Die Post des Souveränen Malteser-Ritter-
Ordens übermittelt jeweils einen oder mehrere
Briefe und Postkarten, die mit Briefmarken des
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Ordens freigemacht sind, nach deren Entwertung
durch die Post des Ordens in einem verschlossenen
Sammelkuvert, das 2 kg nicht übersteigen darf und
nach den Bestimmungen der italienischen Postver-
waltung ausreichend mit italienischen Briefmarken
freigemacht ist, an den Leiter des österreichischen
Postamtes 1150 Wien.

Artikel 4

Beförderung und Nachsendung

(1) Die in Sammelsendungen gemäß Artikel 3
übermittelten Briefe und Postkarten werden vom
Postamt 1150 Wien mit einem Abdruck des Orts-
und Tagesstempels dieses Postamtes versehen.

(2) Die Österreichische Post übernimmt die Wei-
terleitung und Abgabe dieser Sendungen innerhalb
des Staatsgebietes der Republik Österreich.

(3) Die Nachsendung derartiger Sendungen ist
nur innerhalb des Staatsgebietes der Republik
Österreich zulässig.

Artikel 5

Unzustellbare Briefe und Postkarten, Rücksendung
und Nachforschung

Nach den Bestimmungen dieses Abkommens
oder aus tatsächlichen Gründen unzustellbare
Briefe und Postkarten sowie rückzusendende Sen-
dungen werden der Botschaft des Souveränen Mal-
teser-Ritter-Ordens in der Republik Österreich
übergeben. Dieser Botschaft sind auch die von
Dienststellen der österreichischen Post ausgefertig-
ten oder beantworteten Nachforschungsschreiben
zu übermitteln.

Artikel 6

Vergütung

(1) Für jeden mit einer Sammelsendung an das
österreichische Postamt 1150 Wien gemäß Artikel 3
übermittelten Brief sowie für jede derart übermit-
telte Postkarte wird dem Souveränen Malteser-Rit-
ter-Orden die jeweils geltende österreichische
Beförderungsgebühr für einen Inlandsbrief bzw.
eine Inlandspostkarte in Rechnung gestellt.

(2) Die während eines Kalenderjahres gemäß
Absatz 1 solcherart aufgelaufenen Beträge werden
der Post des Souveränen Malteser-Ritter-Ordens
innerhalb eines Monats nach Ablauf des Kalender-
jahres in ihrer Gesamtheit zur Kenntnis gebracht.

(3) Die Post des Souveränen Malteser-Ritter-
Ordens begleicht die gemäß Absatz 2 mitgeteilte
Vergütung binnen einer Frist von sechs Wochen
nach Einlangen der gemäß Absatz 2 erfolgten Ver-
ständigung.
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Artikel 7

Haftung

(1) Der Absender einer Sendung haftet für jeden
Schaden an Personen oder Sachen, der auf sein
Verschulden oder auf mangelhafte Verpackung
zurückzuführen ist.

(2) Der Souveräne Malteser-Ritter-Orden ver-
zichtet auf jede Haftung für den Verlust, die
Beschädigung oder die Verzögerung in der Beför-
derung von Briefen und Postkarten, die mit seinen
Briefmarken freigemacht sind, sowie auf Schaden-
ersatz für sonstige Mängel, die sich aus der Durch-
führung dieses Abkommens ergeben.

Artikel 8

Anwendung von Rechtsvorschriften

Soweit die Bestimmungen dieses Abkommens
nichts anderes vorsehen, werden bei der Durchfüh-
rung dieses Vertrages die österreichischen Rechts-
vorschriften und gegebenenfalls die einschlägigen
Bestimmungen der für die Republik Österreich gel-
tenden mehrseitigen Übereinkommen — insbeson-
dere des Weltpostvertrages und seiner Ausfüh-
rungsvorschrift — angewendet.

Artikel 9

Streitigkeiten

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder
Durchführung dieses Abkommens werden, soweit
möglich, durch die Postverwaltungen der Vertrags-
parteien beigelegt.

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht
bereinigt werden, so wird sie auf Verlangen einer
der Postverwaltungen der Vertragsparteien auf
diplomatischem Wege geregelt.

Artikel 10

Schlußbestimmungen

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich
in Rom ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in
dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wer-
den.

(3) Dieses Abkommen wird für die Dauer eines
Jahres abgeschlossen. Nach Ablauf dieses Zeitrau-
mes gilt das Abkommen jeweils für ein Jahr verlän-
gert, sofern es nicht von einer Vertragspartei
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schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt
wird, wobei die Kündigungsfrist drei Monate
beträgt.

Geschehen zu Wien, am 16. Juni 1989

in zwei Urschriften in deutscher und italienischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:

Mock

Für den Souveränen Malteser-Ritter-Orden:

Malfatti di Montetretto

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 23. August 1989 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 10 Abs. 2 mit
1. November 1989 in Kraft.

Vranitzky
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